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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates betreffend Maßnahmen 
gegen die Maul- und Klauenseuche 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In einigen Gebieten Südosteuropas haben kürz- 
lich durch Viren, welche für die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft exotisch sind, verursachte Maul- 
und Klauenseucheepidemien gewütet. Das Vorhan- 
densein solcher exotischer Viren in diesen Gebieten 
gefährdet, solange jene nicht gänzlich ausgerottet 
sind, auch den Viehbestand der Gemeinschaft. Des- 
halb muß den betroffenen Drittländern geholfen 
werden, Maßnahmen zur Verhinderung einer Ver- 
breitung dieser Viren und zu deren völliger Aus- 
rottung anzuwenden. Dieses Ziel kann vor allem 


durch die Bildung von Pufferzonen in den betrof- 
fenen Gebieten erreicht werden - 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Gemeinschaft beteiligt sich mit einem Betrag 
von 280 000 RE an der in den südosteuropäischen 
Ländern durchgeführten Bekämpfung der exotischen 
Maul- und Klauenseucheviren. 

Artikel 2 

Die Kommission wird beauftragt, die Verwendung 
des in Artikel 1 vorgesehenen Betrages zu über- 
wachen und dem Rat über die Durchführung dieser 
Entscheidung zu berichten. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Begründung 

I. Der Generaldirektor der FAO richtete an Präsi- 
dent Ortoli die Bitte um einen finanziellen Beitrag 
der EWG zu Maßnahmen, die seine Organisation in 
den südosteuropäischen Ländern gegen die durch 
exotische Viren verursachte Maul- und Klauen- 
seuche unternommen hat. 

Die Bitte bezieht sich vor allem auf den Betrag von 
600 000 US-Dollar, der zum Ankauf von Impfstoff 
zur Aufrechterhaltung der Pufferzonen bestimmt ist, 
die schon vor einiger Zeit in den griechisch-tür- 
kischen und bulgarisch-türkischen Grenzgebieten zu 
dem Zweck eingerichtet wurden, die Ausbreitung 
der exotischen Maul- und Klauenseucheviren auf 
andere europäische Staaten und somit auf das Ge- 
biet der Gemeinschaft zu verhindern. 

II. Für eine Beurteilung der Zweckmäßigkeit eines 
solchen Beitrags an die FAO sind vor allem folgende 
Faktoren zu berücksichtigen: 

1. Die Erfahrung der letzten Jahre hat gezeigt, daß 
der Nahe Osten und die südosteuropäischen Län- 
der, vor allem die Türkei und Griechenland, der 
durch exotische Viren verursachten Maul- und 
Klauenseuche besonders ausgesetzt sind. 1962 
gab es eine Seuche durch den Virus SAT 1 in der 
Türkei; 1964 bis 1965 wütete eine Seuche durch 
den Virus A 22 in der Türkei, die die griechische 
Grenze erreichte. 1972 drang eine zweite, durch 
den Virus A 22 hervorgerufene Seuchenwelle in 
das türkische Thrazien und besonders nach Grie- 
chenland ein, und 1973 wurde wiederum die Tür- 
kei durch eine Seuche auf Grund des Virus 
Asia 1 heimgesucht. 

Augenblicklich hat sich die Lage in bezug auf die 
letztgenannten Seuchen dank der von den betei- 
ligten Staaten getroffenen Maßnahmen und des 
Eingreifens der FAO gebessert. Zur Vorsicht 
müssen aber in den griechisch-türkischen und 
bulgarisch-türkischen Grenzgebieten Pufferzonen 
beibehalten werden, in denen sich gegen Maul- 
und Klauenseuche geimpfte Tiere aufhalten. 

2. Die Viehbestände der Gemeinschaft sind nicht 
gegen die exotischen Maul- und Klauenseuche- 
viren geimpft. Die Viren würden, wenn sie ein- 
drängen, auf ein sehr empfindliches Milieu sto- 
ßen. Dadurch könnten sie sich sehr schnell ver- 
breiten und erhebliche Verluste verursachen. 

3. Auf Grund der Entscheidung des Rates vom 
26. März 1973 bezüglich einer Aktion zum 


Schutze des Viehbestandes der Gemeinschaft 
gegen bestimmte Maul- und Klauenseucheviren 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 106 vom 26. April 1973) wurde die EWG er- 
mächtigt, sich im Verlauf von zwei Jahren - falls 
der Zeitraum nicht verlängert wird - einen Vor- 
rat an Impfstoff gegen exotische Maul- und Klau- 
enseucheviren anzulegen. Durch diesen Vorrat 
sollten die Mitgliedstaaten bei Auftreten eines 
exotischen Maul- und Klauenseuchevirus instand 
gesetzt werden, sofort den ersten Ansteckungen 
zu begegnen, bis die eigenen Laboratorien den 
Impfstoff herstellen können. 

Diese Schutzmaßnahme ist allerdings durch eine 
außerhalb der Gemeinschaft zu treffende Maß- 
nahme, nämlich die Intervention an Ort und 
Stelle, wo die Seuche auftritt, zu ergänzen. 

III. Gemäß den von der FAO gemachten Angaben 
muß die Impfung in der Pufferzone im Augenblick 
mindestens bivalent sein (Asia 1 und A 22). Für 
diese Impfung sind zur Zeit 2,5 Millionen Dosen 
Impfstoff erforderlich. Der Bitte der FAO könnte 
teilweise durch Barzahlung (370 000 US-Dollar) und 
teilweise durch Lieferung von Impfstoff aus dem 
Vorrat der Gemeinschaft (1 050 000 Dosen im Jahre 
1975), bevor dieser verfällt, entsprochen werden. 
Artikel 5 der erwähnten Entscheidung des Rates 
sieht übrigens auch die Möglichkeit vor, diesen 
Impfstoff an Drittländer zu verschenken, wenn die 
Seuchenlage in der Gemeinschaft dies gestattet. 

Falls der Impfstoff aus irgendeinem Grunde ganz 
oder teilweise nicht der FAO geliefert werden könn- 
te, könnte dem Rat ein anderer Vorschlag für einen 
Beitrag in bar unterbreitet werden. 

IV. Wie schon im Falle früherer Maßnahmen 
könnte die Verwendung der zur Verfügung gestell- 
ten Barbeträge und des Impfstoffes im Sinne der 
vereinbarten Zweckbestimmung durch einen Vertre- 
ter der EWG im Beratenden FAO/OIE/EWG-Aus- 
schuß überwacht werden. 

Ein Antrag auf Kreditübertragung von Kapitel 99 
| auf den Posten 3103 in Höhe von 280 000 RE wird 
von der Kommission an den Rat übermittelt. 

Da sich der beigefügte Entscheidungs-Entwurf auf 
Artikel 43 des Vertrages stützt, ist die Stellung- 
nahme des Europäischen Parlaments erforderlich. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 6. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ma 34/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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